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Abkürzungsverzeichnis

a.F. alte Fassung
AEUV Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union
AöR Archiv des öffentlichen Rechts
AuslV D-Australien Vertrag vom 14. April 1987 zwischen der Bundesrepublik

Deutschland und Australien über die Auslieferung
AuslV D-USA Auslieferungsvertrag vom 20. Juni 1978 zwischen der Bundesre-

publik Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika
BGH Bundesgerichtshof
BOE Boletín Oficial del Estado
BRJ Bonner Rechtsjournal
BVerfG Bundesverfassungsgericht
BVerfGE Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts (Sammlung)
BVP Bayerische Volkspartei
bzw. beziehungsweise
CA Comunidad Autónoma
CE Constitución Española
CJM Código de Justicia Militar
CMLRev Common Market Law Review
CP Código Penal
CSLE Center for the Study of Law and Economics
d.h. das heißt
DAG Deutsches Auslieferungsgesetz
DDP Deutsche Demokratische Partei
dies. dieselbe
DÖV Die Öffentliche Verwaltung
E Erwägungsgrund
EGMR Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte
EMRK Europäische Menschenrechtskonvention
EP Europäisches Parlament
EU Europäische Union
EuAuslÜbk Europäisches Auslieferungsübereinkommen
EuConst European Constitutional Law Review
EuGH Gerichtshof der Europäischen Union
EuHb Europäischer Haftbefehl
EuJCCLCJ European Journal of Crime, Criminal Law and Criminal Justice
EU-JZG Bundesgesetz über die justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen

mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Union
EuLJ European Law Journal
EuR Zeitschrift Europarecht
EUV Vertrag über die Europäische Union
EWG Europäische Wirtschaftsgemeinschaft



FAZ Frankfurter Allgemeine Zeitung
FAZ.NET Onlineportal der Frankfurter Allgemeinen Zeitung
GG Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland
GRCh Charta der Grundrechte der Europäischen Union
h.M. herrschende Meinung
HFR Humboldt Forum Recht
Hrsg./hrsg. Herausgeber/herausgegeben
i.V.m. in Verbindung mit
IRG Gesetz über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen
JR Juristische Rundschau
Jura Juristische Ausbildung
JuS Juristische Schulung
JZ Juristenzeitung
KPD Kommunistische Partei Deutschlands
LEP Spanisches Auslieferungsgesetz, Ley 4/1985, de 21 de marzo, de

Extradición Pasiva
LO Ley Orgánica
m.w.N. mit weiteren Nachweisen
n.F. neue Fassung
NJECL New Journal of European Criminal Law
NS nationalsozialistisch/Nationalsozialismus
NSDAP Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei
NStZ Neue Zeitschrift für Strafrecht
o.Ä. oder Ähnliches
OLG Oberlandesgericht
PiS Prawo i Sprawiedliwość (deutsch: Recht und Gerechtigkeit)
PrALR Preußisches Allgemeines Landrecht
RAF Rote Armee Fraktion
RB Rahmenbeschluss
RbEuHb Rahmenbeschluss 2002/584/JI über den europäischen Haftbefehl

und die Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten
RFSR Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts
RGBl Reichsgesetzblatt
RIDP Revue Internationale de Droit Pénal
RL Richtlinie
RN Rassemblement Nacional
SA Sturmabteilung
sog. sogenannt/e
sp. Spanisch
SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands
SRP Sozialistische Reichspartei
SS Schutzstaffel
StGB Strafgesetzbuch
StrÄG Strafrechtsänderungsgesetz
StV Strafverteidiger
SZ Süddeutsche Zeitung
SZ.de Onlineportal der Süddeutschen Zeitung
TS Tribunal Supremo
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ÜberstAbk D-Hongkong Abkommen vom 26. Mai 2006 zwischen der Regierung der Bun-
desrepublik Deutschland und der Regierung der Sonderverwal-
tungsregion Hongkong der Volksrepublik China über die Überstel-
lung flüchtiger Straftäter

VfZ Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte
vgl. vergleiche
WRV Weimarer Reichsverfassung
z.B. zum Beispiel
ZEuS Zeitschrift für europarechtliche Studien
ZIS Zeitschrift für Internationale Strafrechtsdogmatik
ZStW Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft
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Vorbemerkung

Der Titel der vorliegenden Arbeit „Bedingt einsatzbereit“ ist eine Anspielung auf
den am 10.10.1962 im Nachrichtenmagazin „Der Spiegel“ erschienenen Artikel
„Bedingt abwehrbereit“, der die sog. „Spiegel-Affäre“ auslöste. Die dort geäußerte
Kritik an der Verteidigungs- undRüstungspolitik der Bundesrepublik imRahmen der
NATO führte zu einer Ermittlung gegen die Autoren des Artikels wegen Landes-
verrates. Einer der beiden federführenden Verfasser wurde auf Anweisung des da-
maligen Bundesverteidigungsministers Franz Josef Strauß während seines Urlaubs
in Spanien von der spanischen Polizei verhaftet. Dieses Vorgehen „etwas außerhalb
der Legalität“1 löste eine schwere Regierungskrise aus.

Eine schwere Regierungskrise wurde 55 Jahre später auch in Spanien ausgelöst,
und zwar wegen eines Unabhängigkeitsreferendums in Katalonien. Auch hier kam es
zu einem Auslieferungsverfahren zwischen Deutschland und Spanien. Allerdings
wurde die Sache nicht mehr „etwas außerhalb der Legalität“ geregelt, sondern mit
den Mitteln, die der nunmehr stark weiterentwickelte gemeinsame Raum der Frei-
heit, der Sicherheit und des Rechts der Europäischen Union den Mitgliedstaaten an
die Hand gibt: unter Einsatz des Europäischen Haftbefehls.

Eben jener ist laut Didier Reynders, EU-Kommissar für Justiz, ein wesentliches
Instrument, um den „europäischen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts
zu schaffen und zu erhalten“.2 Dem Urteil der Kommissions-Vizepräsidentin für
Werte und Transparenz Vĕra Jourová zufolge ist „der Europäische Haftbefehl eine
Erfolgsgeschichte. Er gewährleistet die Verfolgung von Straftätern über Staats-
grenzen hinweg“.3

Dieses überschwängliche Urteil steht allerdings im Widerspruch zu einigen
Befunden des Kommissionsberichtes zum Europäischen Haftbefehl, wonach „der
Stand der Umsetzung des Rahmenbeschlusses in einigen Mitgliedstaaten nach wie
vor nicht zufriedenstellend“ sei. „Die unvollständige und/oder fehlerhafte Umset-
zung des Rahmenbeschlusses behinder[e] die Anwendung des Grundsatzes der
gegenseitigen Anerkennung in Strafsachen“ und gefährde damit das Ziel, für die

1 Grau, Spiegel-Affäre, in: Lebendiges Museum Online, Stiftung Haus der Geschichte der
Bundesrepublik, http://www.hdg.de/lemo/kapitel/geteiltes-deutschland-modernisierung/bun-
desrepublik-im-wandel/spiegel-affaere.html.

2 Europäische Kommission, Pressemitteilung zum Kommissionsbericht zum Europäischen
Haftbefehl, https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_1245.

3 Europäische Kommission, Pressemitteilung zum Kommissionsbericht zum Europäischen
Haftbefehl, https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_1245.



Bürgerinnen und Bürger der Union einen „Raum der Freiheit, der Sicherheit und des
Rechts“ zu schaffen.4

Der Kommissionsbericht spart nicht mit Rügen in Richtung der Mitgliedstaaten
und deren teilweise mangelhafter Umsetzung des Rahmenbeschlusses über den
Europäischen Haftbefehl. Es stellt sich die Frage, ob der Fehler tatsächlich allein auf
der Seite des Anwenders liegt, oder ob nicht vielmehr auch in der anzuwendenden
Rechtsquelle – dem Rahmenbeschluss 2002/584/JI – Ursachen liegen, die „die
Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung in Strafsachen be-
hindern“. Dieser Frage nach systemimmanenten Problemen des Europäischen
Haftbefehls geht die vorliegende Arbeit anhand eines exemplarischen Falles aus dem
Staatsschutzstrafrecht genauer nach. Anlass für die Auswahl gerade dieses Aspektes
bot die spanische Krise um die Unabhängigkeit Kataloniens und die in diesem Zuge
erhobenen Vorwürfe wegen Rebellion gegen die katalanischen Separatistenführer.

4 Europäische Kommission, Bericht der Kommission an das Europäische Parlament und
den Rat über die Umsetzung des Rahmenbeschlusses des Rates vom 13. Juni 2002 über den
Europäischen Haftbefehl und die Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten
(COM(2020) 270 final), S. 25.
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Einleitung

Seit dem Erlass des Rahmenbeschlusses 2002/584/JI über den Europäischen
Haftbefehl und die Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten1 im Jahr 2002
hat unter anderem die Causa Puigdemont in Deutschland und ganz Europa für er-
heblichesmediales Aufsehen gesorgt.2Nachdem der seit Jahren schwelendeKonflikt
zwischen der katalanischen Regionalregierung und der spanischen Zentralregierung3

im katalanischen Unabhängigkeitsreferendum vom 01.10.2017 gipfelte, floh der
Separatistenführer und damalige Präsident der katalanischen Regionalregierung
Carles Puigdemont am 30.10.2017 ins EU-Ausland, um sich der Strafverfolgung
durch die spanischen Behörden zu entziehen. Am selben Tag erhob die spanische
Generalstaatsanwaltschaft Anklage wegen rebelión (Rebellion) und malversación
(Veruntreuung) gegen Puigdemont und weitere Angehörige der abgesetzten Re-
gionalregierung. Die gerichtliche Vorladung folgte einen Tag später.

Mit der Flucht (zunächst) nach Brüssel in Antizipation der Anklageerhebung
machten Puigdemont und die spanischen Strafverfolgungsbehörden aus einem na-
tionalen Verfassungskonflikt Spaniens einen europäischen Konflikt.4 Es ist seitdem
nicht mehr nur an den spanischen Gerichten, dieses originär national-verfassungs-
rechtliche Problem zu beurteilen. Es werden nunmehr Gerichte verschiedener eu-
ropäischer Mitgliedstaaten5 und seit dem Einzug Puigdemonts ins Europaparlament
auch dieses selbst und die europäischen Gerichte mit Auslieferungs- und Immuni-
tätsfragen befasst.6

1 Im Folgenden auch RB 2002/584/JI oder RbEuHb.
2 Statt vieler Álvarez García, ¿Rebelión, sedición o fracaso político?, https://www.eldia-

rio.es/opinion/tribuna-abierta/rebelion-sedicion-fracaso-politico_129_2201984.html; Steinke/
Urban, SZ vom 04.11.2017; Penkuhn, Der ordre-public-Vorbehalt als Auslieferungshindernis
im europäischen Auslieferungsverkehr, S. 27.

3 Ausführlich zum Katalonienkonflikt im 2. Teil. Eine Chronologie der Katalonien-Krise
seit 2005 auch bei Boix Palop, El Cronista del Estado social y democrático de Derecho 2017,
172.

4 Vgl. Top, New Journal of European Criminal Law 12 (2021), 107, 123; Zimmermann,
RW 13 (2022), 201, 202.

5 Bisher in Belgien, Schottland, Deutschland und Italien.
6 Vgl. van Elsuwege, A Matter of Representative Democracy in the European Union,

https://verfassungsblog.de/a-matter-of-representative-democracy-in-the-european-union/;
B. Finke/Janker, SZ vom 09.03.2021. Am 09.03.2021 hatte das EP die Immunität Puigde-
monts nach Art. 9 UA 1a des Protokolls Nr. 7 über die Vorrechte und Befreiungen der Euro-
päischen Union aufgehoben. Diese Entscheidung wurde vom EuG und vom EuGH allerdings
suspendiert; zeit.de, Justiz spricht Carles Puigdemont vorläufig Immunität zu, https://




